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In der mächtigen und begeiſterten Zeit der Gegenwart, wie 
das deutſche Volk ſie nur einmal in unſerem Jahrhundert erlebte, als 
es ſich aus der Knechtſchaft des Fremdzwingers zu befreien geſucht 
hatte, iſt es die Pflicht eines Jeden, welcher einen Beruf in ſich 
zu finden glaubt, für das Wohl ſeines Vaterlandes mitzuwirken, ſei 
es durch Schrift, Wort oder That, hervorzutreten, um auch ſeinen 
Beitrag auf den Altar des Vaterlandes zum künftigen Gedeihen und 
der Wohlfahrt deſſelben, niederzulegen. So ſei denn auch mir ge— 
ſtattet, wiewohl im Auslande lebend, dieſe Pflicht zu erfüllen. Den 
Beruf hierzu fühle ich in mir, in dem mich tief beſeelenden Gefühle 
für das Wohl, die Unabhängigkeit und die Freiheit unſeres gemein- 
ſamen Vaterlandes, ein Gefühl, das mich ſchon im Jahre 1832 bewog, 
gleich nach jenen bedauernswürdigen Beſchlüſſen des deutſchen Bun⸗ 
des, welche eine der Grundfreiheiten jeder civiliſirten Nation, — | 
die Aeußerung des freien Gedankens — durch ſtrenge Cenſur zer 
ſtörten, öffentlich in der Hauptſtadt Englands, in einer Verſamm⸗ 
lung unter dem Vorſitze eines der edelſten Freunde der Deutſchen, 
des verſtorbenen Thomas Campbell,) aufzutreten und die Frei⸗ 
heiten der deutſchen Nation zu vindiciren. Bei der Berückſichtigung 
ferner, daß mir ſchon die Ehre widerfuhr, ohne die entfernteſte Ein— 
wirkung von meiner Seite, von einem Comité des brittiſchen Par— 
laments, ſowie von einer von der Krone ernannten Commiſſion um 
meine Anſichten bei verſchiedenen Geſetzesveränderungen gefragt zu 


* In dieſem betrübten Abſchnitte der deutſchen Geſchichte fällt die herrliche Ode 
Campbells: To the Germans. 
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werden, *) darf ich auch die Hoffnung hegen, daß die gegenwärtige 
kleine Arbeit, welche durch das mich viel näher angehende Intereſſe 
unſeres Vaterlandes hervorgerufen wird, ſich der Prüfung und Beach— 
tung der zur neuen politiſchen Geſtaltung deſſelben berufenen und ge— 
wählten Männer erfreuen werde. 

Deutſchland befindet ſich jetzt in einer großen Uebergangsperiode. 
Es wäre vermeſſen und iſt geradezu auch überflüſſig, die hohe conſti— 
ſtituirende Nationalverſammlung und unſere deutſche Nation überhaupt 
auf die Gefahren der Zögerung in der Löſung der wichtigen Frage 
der künftigen Staatsverfaſſung Deutſchlands, aufmerkſam zu machen 
oder das zu wiederholen, was viele der ausgezeichnetſten und patrio— 
tiſchſten Schriftſteller, wie ein Arndt, Zöpfl, v. Bangold, Röder 
und viele Andere mit Klarheit und Sachkenntniß bereits ausgeſpro— 
chen haben. Wohl endigt v. Bangold ſein vortreffliches Schrift— 
chen „Die materielle Begründung des deutſchen Bundes— 
ſtaates“ mit den Worten: „Darum mit Eintracht raſch an das 
„Werk, um die dringendſte Hauptſache zuerſt zu beſorgen. 
„Ohne zu langes und bedächtliches Forſchen nach dem Vollkommen— 
„ſten, begnüge man ſich mit dem Zweckmäßigen und Ausführbaren.“ 
Wohlan! ſo finde auch mein Plan hier ohne weitere Vorbereitung 
ſeine Stelle, und wird man darin auch viele der unabläßlichen Bedürf— 
niſſe vermiſſen, ſo möge nicht vergeſſen werden, daß derſelbe nur als 
Gerippe eines großen Gebäudes daſteht und die innere Entwickelung 
und Vervollkommnung anderen Arbeitern und der Zeit überlaſſen 
werden müſſe. Somit ſeien denn die folgenden Ideen Gott befoh— 
len, und gebe Du Allmächtiger, Lenker der Schickſale der Völker, 
den Berufenen und Erwählten zur Gründung der Verfaſſung Deines 
treuen deutſchen Volkes die Kraft und Weisheit in der Ausfüh— 
rung ihres großen und erhabenen Berufes, damit Alles zum dauern— 


* Fern ſei von mir bei dieſer Erwähnung der Gedanke perſönlicher Selbſt— 
ſchätzung. Legen diejenigen, welche mich in England kennen, einigen Werth auf 
meine Meinung, ſo iſt es nicht meine Geiſteskraft, auf die ich etwa eingenom— 
men oder gar eitel zu ſein die Anmaßung haben darf, ſondern ein Geſchenk Gottes, 
der jedem Menſchen verſchiedenartige a zutheilt und wofür nur Ihm 
allein Preis und Dank gebührt. 
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den Gedeihen ihrer Arbeiten ſich geſtalte, und alle Stände, von den 
Fürſten auf ihren Thronen bis zu dem Bewohner der beſcheidenen 
Hütte, Deines Friedens ſich erfreuen, „welcher höher iſt, 
denn alle Vernunft,“ und Verſöhnung und Nachgiebigkeit, Ein— 
tracht und Zutrauen unter uns herrſchen; hingegen Mißtrauen, Haß 
und Trennung auf immer von uns entfernt bleiben. Amen! 


Verfaſſungs⸗Entwurf des neuen deutſchen Bundes⸗ 
Reichs. 

Dieſer Verfaſſungsentwurf gründet ſich auf die Vorausſetzung, daß zur fried⸗ 
lichen Löſung der Aufgabe für eine neue Staatsverfaſſung Deutſchlands die Wahl 
eines einzigen Fürſten als erbliches oder Wahl-Oberhaupt, ſei es mit oder ohne 
Territorialbeſitz, eine Unmöglichkeit iſt; ſowie in der Anſicht, daß ein Turnus 
zwiſchen Oeſterreich, Preußen und Baiern ein Unrecht gegen alle übrigen regieren— 
den Fürſtenhäuſer Deutſchlands ſein würde, und eine unſerer Zeit zu fern liegende 
Form iſt, der ſyſtematiſche Einheit bei jedem Wechſel fehlen würde. 

Die zur Competenz ſämmtlicher verbündeten deutſchen Staaten 
gehörige Geſetzgebung, Verwaltung und Führung der innern und 
äußeren Angelegenheiten Deutſchlands wird von einem Bundes-Di— 
rektorium der Fürſten und freien Städte mit den ihm untergeordne— 
ten Miniſterien, einem Staatsrath, eund den Generalſtänden des deut— 
ſchen Reichs geleitet, und alle Handlungen im Namen deſſelben ge— 
handhabt und vollzogen. Der officielle Titel würde ſein: Das 
Bundes-Direktorium der Fürſten und freien Städte und 
die Generalſtände des deutſchen Reichs“) (Le Directoire 
fédéral des Princes et Villes libres et les Etats Generaux de Em- 
pire Germanique. The federal Directory of the Princes and free 
Towns and States General of the Germannic Empire.) 


Von dem Reichsbund⸗ Direktorium. 


Die höchſte, leitende, und vollziehende Gewalt Deutſchlands be⸗ 
ſteht aus fünf von den deutſchen ſouverainen Fürſten und freien 


* Deutſchland beſteht aus vielen ſouverainen Monarchieen und hat ſchon nach 
dieſer Auffaſſung das Recht der Benennung „deutſches Reich“, ohne daß man ſich 
einen Kaiſer zu denken braucht. 
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Städten gewählten und ernannten Reichs-Direktoren, und zwar 7 
der folgenden Norm: 

a) Jeder ſouveraine deutſche Staat, der gegenwärtig oder in der 
Zukunft mehr als vier Millionen deutſche Einwohner zählt und 
wenigſtens ein geſchloſſenes Armeekorps von 40,000 Mann 
als Bundeskontingent zu ſtellen hat, ernennt einen Reichs-Bundes⸗ 
Direktor. Sämmtliche übrigen deutſche Staaten vereinigen 
ſich nach einem von der conſtjtuirenden Nationalverſammlung 
hierüber zu erlaſſenden Wahlgeſetze zur Wahl von zwei anderen 
Reichs⸗Direktoren. Das Bundesdirektorium des deutſchen Reichs 
würde demzufolge unter den gegenwärtigen Territorial-Ver⸗ 
hältniſſen Deutſchlands beſtehen, aus: 

Einem Mitgliede für das Kaiſerthum Oeſterreich. 

Einem Mitgliede für das Königreich Preußen. 

Einem Mitgliede für das Königreich Baiern. 

Einem Mitgliede für das Königreich Würtemberg, für 
Baden, beide Heſſen, Naſſau, Luxemburg, Frankſurt und 
die kleineren in dieſem Rayon liegenden Staaten. 

Einem Mitgliede für das Königreich Hannover, Braun⸗ 
ſchweig, Königreich und Herzogthümer Sachſen, beide 
Mecklenburg, Oldenburg, die deutſchen Herzogthümer un— 
ter Dänemark, die Hanſeſtädte, und die kleineren in dieſem 
Rayon liegenden Staaten. 

b) Nur alle Mitglieder der ſouveränen und fürſtlichen Häuſer 
Deutſchlands mit Ausnahme der jedesmaligen regierenden Für— 
ſten ſelbſt,*) ſowie nur in Deutſchland geborene, eingebürgerte 


* Wenn auch nach dieſer Norm alle Mitglieder der fouveränen fürſtlichen 
Häuſer Dentſchlands einſchließlich der Thronerben als Mitglieder des Bundes- 
Direktoriums ernannt werden könnten, ſo möchte doch die Mitgliedſchaft der regie— 
renden Fürſten ſelbſt in vielen Beziehungen ernſtliches Bedenken haben. Aus einem 
andern Grunde ſollten die Verwandten, wenigſtens im erſten und zweiten Grade 
der Verwandtſchaft von denjenigen Mitgliedern des Reichsbundes, welchs fremde Mo— 
narchen ſind, wie Dänemark und Holland, von der Ernennung auszuſchließen ſein. 
Es iſt auch der Betrachtung werth, ob es nicht für die Intereſſen Deutſchlands höchſt 
wünſchenswerth ſein würde, wenn durch Unterhandlungen die Perſonalunion zwi— 
ſchen Holland und Luxemburg aufgegeben und Letzteres einem Prinzen oder Agna— 
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und keinem fremden Staate durch Geburt oder Naturaliſation 
angehörige Staatsbürger aller Stände können zu Reichs-Direk⸗ 
toren gewählt werden. — Bei der großen Bedeutung der 
Würde, Verantwortlichkeit, und der hohen ſelbſtſtändigen Stel- 
lung der Reichs-Bundes-Direktoren Deutſchlands ſind bei 
der Berufung zu dieſer hohen Wärde folgende Garantieen, 
ſowohl für die Fürſten, als auch für die Nation nothwendig, 
und zwar: 

1) Haben die ſouverainen Fürſten Deutſchlands das abſolute 
Recht der Ernennung ohne alle le der General- 
ſtände des Reichs. 

2) So wenig aber wie den Generalſtänden ein Einmiſchungsrecht 
in die Ernennung des Bundes-Direktoriums zuſteht, ebenſo— 
wenig iſt den ernennenden Staaten weder ein Mandats- oder 
Inſtructionsrecht an die Bundes-Direktoren, noch das Abru⸗ 
fungsrecht dieſer höchſten Reichsbeamten während der Zeit 
ihrer Amtsführung von dem Augenblicke der Ernennung und 
Annahme dieſer Stelle an, geſtattet. 

3) Die Ernennung eines Reichs-Direktors geſchieht auf zehn 
Jahre. Vom Tage der Ernennung an und resp. Annahme 
dieſer hohen Stelle, hört jeder Reichs-Direktor auf, im Falle 
er Staatsbeamter ift, öffentlicher Staatsdiener des ihn ernen⸗ 
nenden Souverains zu ſein, (wiewohl er, wie ſich verſteht, 
im Unterthansverbande feines partikulären Staates hinficht- 
lich aller Civilverhältniſſe verbleibt) und hören alle ſeine 
bisherigen Dienſtgehalte und Emolumente, ſowie die Anz 
wartſchaft auf Penſionen von ſeinem Partikularſtaate auf.“) 


ten des königlichen Hauſes Oranien als ſelbſtſtändiges Großherzogthum zuer— 
theilt würde. Von Dänemark braucht hier unter den gegenwärtigen Perſonalver— 
hältniſſen und den beſtehenden AnwartſchaftsBeſitzungen nicht die Rede zu fein. 

* Die Apanagen von Mitgliedern der Fürſtenhäuſer müßten hier billigerweiſe 
eine Ausnahme finden, indem dieſe ganze Beſtimmung nur darauf hinzielt, den 
Mitgliedern des Reichs-Direktoriums, welche Staatsdiener fein würden, eine voll— 
kommen unabhängige Stellung von den Partikular-Staaten zu geben, damit fie 
ihr hohes Amt mit abſoluter Unabhängigkeit m ausſchließlich im Intereſſe des ge⸗ 
ſammten Reichs verwalten können. 
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Dahingegen erhält jeder Reichs-Direktor aus dem Reichs— 
ſchatze einen Gehalt, welcher die höchſte durchſchnittliche Be— 
ſoldung eines aktiven Staatsminiſters in Deutſchland minde— 
ſtens um ein Dritttheil überſteigen ſollte. 

4) Die Mitglieder des Bundes-Direktoriums können weder 
Mitglieder der Reichsſtände, noch der Stände der beſonderen 
deutſchen Staaten fein. Sind ſie bei ihrer Ernennung Mit⸗ 
glieder einer zweiten Ständekammer, jo hört die Mitglied- 
ſchaft dadurch auf. Sind ſie geborne oder lebenslängliche 
Mitglieder einer erſten Kammer, ſo ruhet ihre Stimme ohne 
alle Stellvertretung bis zu ihrem Austritte aus dem Reichs- 
Direktorium. Sie werden wie die übrigen hohen und nie— 
deren Bundes-Beamten auf die Reichsverfaſſung beeidigt. 

5) Die Reichs-Bundes-Direktoren wählen binnen *** Wochen 
nach ihrer Zuſammenkunft, aus ihrer Mitte ihren Präſidenten 

und Vicepräſidenten. Dieſe Ernennung iſt offiziell den Gene— 
ralſtänden beider Häuſer, den ſämmtlichen Bundesregierun— 
gen, ſowie den auswärtigen Staaten anzuzeigen. Die Wahl 
Beider geſchieht auf drei Jahre; ſie ſind aber nach Ablauf 
dieſer Periode wieder wählbar; nur kann der Bundespräſi— 
dent nicht länger als ſechs Jahre ſeine Stelle bekleiden. Nach 
Ablauf des ſechſten Jahres muß die Wahl auf ein anderes 
Mitglied des Direktoriums fallen. Doch lebt bei dem Eintritte 
jeder neuen zehnjährigen Periode die Berechtigung zur Präſi— 
dentenwahl für diejenigen wieder auf, welche dieſe hohe 
Stelle in dem bereits verfloſſenen Decennium bekleidet hatten. 

6) Dem Direktorial-Präſidenten des Bundes gebührt allein das 
Receptions- und Repräſentationsrecht. Sowohl ſeine ihm 
gebührenden höchſten Rechte, Pflichten und Attribute als 
Chef der exekutiven Gewalt, als auch die des geſammten 
Reichs-Direktoriums als Collegium, find von der gegen— 
wärtigen konſtituirenden National-Verſammlung zu beitim- 
men. Alle Ernennungen und Handlungen des Präſidenten wer— 
den von ihm im Namen des Bundes-Direktoriums der Für⸗ 
ſten und freien Städte, und bei Verträgen mit dem 
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Zuſatze „und der Generalſtände des deutſchen 
Reichs“ vollzogen. Die Verfaſſung hat alle Fälle zu be— 
ſtimmen, bei welchen Ernennungen, Handlungen u. ſ. w. die 
Mitwirkung der Generalſtände erfordert werden muß. 5 

Für die Dauer feines Amtes wird dem Bundes-Präſiden— 
ten eine ſeiner hohen Stellung angemeſſene Diätenzulage 
bewilligt. Ueber Penſionen der Bundes-Direktoren, ſowie 
überhaupt der Reichsbeamten, hat ein neues Reichsgeſetz zu 
entſcheiden. 


Von den Reichs⸗Miniſtern. 


1) Das Bundes-Direktorium ernennt die Miniſter. Das Reichs- 
Miniſterium beſteht 1) aus dem Miniſter für die inneren An 
gelegenheiten des Reichs, 2) für die ſämmtliche Kriegs- und 
Wehrverfaſſung Deutſchlands, 3) für die Marine, 4) für die 
auswärtigen Angelegenheiten und 5) für die Finanzen, Gewerbe 

und Handel. 

Ein Reichs⸗Juſtizminiſterium erſcheint mir als ungeeignet; 
Deutſchlands höchſtem Gerichtshofe, wovon weiter unten die 
Rede ſein wird, kömmt ausſchließlich die obere Aufſicht und 
Controlle über ſämmtliche Gerichte des Reichs zu, und darf 
ſelbſt nicht unter der Bevormundung und Inftructiong = Befol- 
gung eines Staatsmannes ſtehen, weß Standes oder Ranges 
dieſer auch ſein mag. Das höchſte Gericht Deutſchlands muß 
durch ſeine innere Würde das geheiligtſte Inſtitut des Reichs 
werden, vor deſſen hoher Autorität und Würde, alles nächſt der 
Ehrfurcht vor dem Göttlichen, ſich beugen muß. Es iſt der 
höchſte Gerichtshof Deutſchlands, welcher in ſeinen Rechtsat— 
tributen an alle andere Gerichte, Richter und Gerichtsperſonen 
nach Verfaſſung und Recht Befehle zu geben, nicht aber von 
irgend einer menſchlichen Macht Befehle zu empfangen hat. Nur 
dann wird in Wahrheit das Geſetz und die Freiheit in 
Deutſchland herrſchen, wenn dieſes Prinzip nebſt dem der Oef— 
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fentlichkeit in allen Gerichten, von dem des höchſten Gerichts— 
hofes bis zu den geringſten Polizeiverhören, einſchließlich aller 
Kriegsgerichte, ſowohl beim Heere als der Marine, auf das 
Strengſte durchgeführt wird. Der Reichs-Gerichtshof möge 
übrigens mit allen äußeren Behörden mit Bezug auf Expedi— 
tion u. ſ. w. durch die Vermittelung des Miniſteriums des 
Innern in Verbindung ſtehen. 

2) Die Mitgliedſchaft eines Reichsminiſters in dem erſten oder 
zweiten Hauſe der Generalſtände dürfte zwar abſolut nicht noth— 
wendig ſein, allein der Grundſatz wäre feſtzuſtellen, daß Niemand 
im Reichsparlament erſcheinen und ſprechen darf, welcher nicht 
Mitglied des einen oder andern der beiden Häuſer iſt. Die 
Miniſterien haben ihre Unterſtaatsſekretäre, die ebenfalls-Par⸗ 
laments-Mitglieder ſein müſſen, und zwar ſämmtlich vom 
Unterhauſe, wenn ſie eine Berechtigung zum Sprechen haben 
wollen. Commiſſarien des Direktoriums, wie ſie in den Stän⸗ 
dekammern der einzelnen Staaten vorkommen, fallen weg. 
Die Miniſter ſelbſt und ihre Unterſtaatsſekretäre müſſen Meiſter 
ihres Faches ſein, und was ſie dem Parlamente vorzubringen 
haben, ſelbſt vertheidigen können. Mit der Annahme ihrer 
hohen Stellung haben ſie auch die damit verknüpfte Verant⸗ 
wortlichkeit übernommen. 

Bei dieſer erſten Grundſteinlegung zur Verfaſſung Deutſchlands 
ſcheint mir hier der geeignete Ort zu ſeyn, nur eine einzige, in ihrem 
Charakter hier zwar mittelbare Frage etwas weitläufiger zu erörtern, 
als es in meinem Plane lag, gegen welche aber alle übrigen nächſt 
der Landes vertheidigung und eines geordneten Rechtszuſtandes, pari 
passu eine untergeordnete Bedeutung haben, deren Anregung ſchon 
zu den merkwürdigſten Ergebniſſen unſerer großen Zeit gehört, und 
von deren befriedigenden Löſung die Exiſtenz Deutſchlands als ein 
Geſammtreich überhaupt, ja der Friede Europa's abhängt. 

Es iſt die Frage: Soll die Exiſtenz des Kaiſerthums Defterreich - 
und des Königreichs Preußen in ihren völkerrechtlichen Beziehungen 
zu allen anderen Staaten ſowohl in Europa als Aſien und Amerika, 
und die durch unzählige Verträge beſiegelt iſt, als unabhängige eu— 
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ropäiſche Großmächte aufgehoben werden, und in die des deutſchen 
Reichs als Bundesreich aufgehen, ſo daß es dieſen beiden Mächten 
nicht mehr geſtattet ſeyn werde, im Staatenſyſtem der europäiſchen 
und außereuropäiſchen Welt repräfentirt zu werden, oder Repräſen⸗ 
tanten auswärtiger Staaten auf eine mit dieſem Staatenſyſteme ver⸗ 
einbare Weiſe, anzunehmen. Ferner: Iſt dieſe Aufhebung für die 
Herſtellung der Einheit, Thatkraft, und Würde des deutſchen Bun⸗ 
desreichs eine conditio sine qua non? Endlich: Iſt dieſe Aufhebung 
möglich? Iſt ſie aber unmöglich, welcher wäre dann der Ausweg, 
dieſe ſehr ſchwierige Frage friedlich auf eine mit der Selbſtſtändigkeit 
und Würde des deutſchen Reichs vereinbare Weiſe zu löſen, und jede 
Beſorgniß vor dem Mißbrauch von Partikularintereſſen zu entfernen, 
ſo weit es durch menſchliche Vorſicht zu erzielen iſt. 

Es iſt keinem Zweifel unterworfen, und die Geſchichte der Neu⸗ 
zeit ſeit der großen Umwälzung in Frankreich am Ende des vorigen 
Jahrhunderts lehrt uns zur Genüge, daß die partikuläre Diploma⸗ 
tie jener beiden großen deutſchen Staaten, ſowie ſpäter die der Min⸗ 
dermächtigen, bis auf dieſe Stunde unſerm Geſammtvaterlande tiefe 
Wunden ſchlug, und anſtatt die Intereſſen Deutſchlands zu kräfti⸗ 
gen, ſeinen Einfluß zu erhöhen und zu erweitern, und die dieſem 
großen Lande gebührende Achtung unter fremden Nationen zu fördern 
und zu pflegen, alles vielmehr vernachläſſigt worden war, was ein 
ſo erwünſchtes, naturgemäßes Ergebniß hervorzubringen vermocht hätte. 
Hier war es, wo das vom deutſchen Bunde befolgte Syſtem ſich in 
ſeiner ganzen Hohlheit zeigte. Es mögen hier nur einige Beiſpiele 
angeführt werden. Der Separatfrieden von Baſel, welcher die Sicher 
heit nnſers Vaterlandes zuerſt brach und demſelben endloſes Unheil 
und Unterjochung bereitete; die Paſſivität Oeſterreichs in der neue⸗ 
ſten Zeit hinſichtlich der Intereſſen Deutſchlands bei dem Frieden zwi⸗ 
ſchen Rußland und der Türkei mit Bezug auf die Donaumündungen; 
die politiſche Stellung der Regierung unter König Friedrich Wil⸗ 
helm III. zu Rußland, welche auf ganz Deutſchland zurückwirkte; die 
bei den inneren Wirren der Schweiz im vorigen Jahre angenom⸗ 
mene Haltung einer Großmacht, und endlich die vor zwei Monaten 
bei der Abſchließung des erſten Waffenſtillſtandsvertrags mit Däne- 
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mark eingegangenen Stipulationen, die einen tapfern Heerführer, auf 
welchen Deutſchland ſtolz ſeyn darf, in die traurige Lage verſetzten, als 
loyaler und guter Unterthan, eingedenk einer höheren Pflicht, gegen 
die Beſchlüſſe ſeiner ihm vorſtehenden Behörde Einwendungen machen zu 
müſſen,*) — find Zeugniſſe bis auf die neueſte Zeit herab von der 
Untauglichkeit und Unvereinbarkeit eines ſolchen Syſtems mit den In— 
tereſſen und der Würde des geſammten Deutſchlands; ein Syſtem, 
das ſich auch ſchon dadurch beſtraft, indem die beiden Großmächte, 
welche in ihrem Separatintereſſe für ſich weiſe und klüglich zu han— 
deln glaubten, gerade in allen daraus für das Geſammtvaterland ent— 
ſtehenden Nachtheilen, unbewußt ihren vollen Antheil daran erhalten 
und in demſelben Verhältniſſe den andern Mächten gegenüber, im 
Kürzern ſich befinden. Das jedem Deutfchen innewohnende National- 
gefühl beantwortet ſchon hinlänglich die Frage, daß dieſe ſchwache 
Seite unſeres völkerrechtlichen Beſtehens, den andern unabhängigen 
Staaten der Welt gegenüber, einer großen Reform durchaus bedarf. 
Würde Deutſchland in ein einziges großes Perſonal- und Territo— 
rialreich oder in eine einzige große Republik verwandelt werden kön— 
nen, dann wäre die Frage von ſelbſt gelöst, und verdiente keiner fer— 
neren Diskuſſion, denn in dieſen Fällen würde das Ungeſtüme der 


* Daß der tapfere General v. Wrangel den Dank der ganzen deutſchen Nation 
verdient, ohne alle Rückſicht auf Parteimeinungen, darüber kann wohl nur eine 
Stimme herrſchen. Dieſes Dankgefühl von Seiten deutſcher Männer aus allen 
Gauen ſollte aber durch mehr als eine aus Worten beſtehende Anerkennung ſich 
kund geben. Und damit das Wort zur That werde, bin ich, im Falle ſich zu die— 
ſem Zwecke ein Comite aus Männern aller Parteien bilden würde dem patrio— 
tiſchen Manne als Beweis unſerer tiefſten Hochachtung und zur Erinnerung für 
feine ſpäteſten Nachkommen ein Ehrengeſchenk, etwa einen Ehrendegen oder ſonſt 
ein ſeiner würdiges Erinnerungsſtück, zu verehren, mit innigſter Freude bereit, 
meinen Beitrag mit 25 Gulden zu unterzeichnen, die bei einem Frankfurter Ban⸗ 
quierhauſe von nun an deponirt bleiben ſollen. Wäre der von mir ſchon im April 
d. J. gegebene Rath befolgt und von dem damals noch beſtehenden Bundestage 
zwei Kommiſſarien ins Hauptquartier nach Schleswig-Holſtein deputirt worden 
(ſ. Anhang, Schreiben an Hrn. Geheimerath Bunſen), dann würden Deutſchland 
und Preußen die grauſamen Verlegenheiten, Mühen und Verluſte erſpart worden 
ſein, welche durch die Wiedereröffnung der Feindſeligkeiten mit der Blokade der 
Elbe ꝛc. dem Geſammtvaterlande vorbereitet wurden. 
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Gewalt, die Macht der Verhältniſſe, allein entſcheiden; da aber beide 
Hypotheſen vorläufig keine Wirklichkeit erhalten, wofern nicht beide 
ertreme Partheien, blindlings dem Fanatismus huldigend, der aus Miß— 
trauen furchtſam nie berathen will, Neues und Altes in einen Chaos zu— 
ſammenſtürzen laſſen wollen, ſo müſſen wir auf das poſitiv Beſtehende 
zurückkommen, das Schädliche daraus entfernen, durch eine praktiſch 
mögliche Umgeſtaltung ohne zu heftige Erſchütterung verbeſſern, und den 
Rechtsboden der Exiſtenzen nicht gewaltſam zu verletzen ſuchen. Oeſter— 
reich und Preußen beſtehen nun einmal in allen Beziehungen zu den 
Weltverhältniſſen in und außerhalb Europa's als Großmächte erſten 
Ranges; es iſt dieß ein feſtſtehendes Faktum, das von Niemanden, 
ja von der ganzen deutſchen Nation nicht abgeläugnet werden kann. 
Es wäre hier die Erörterung überflüſſig, wer von beiden Mächten 
mehr oder minder eine europäiſche, wer mehr oder minder deutſche 
Macht ſey, und folglich mehr oder minder Sonderintereſſen habe. 
Es iſt genug, daß beide deutſche Staaten, wie auch beide euro— 
päiſche Großmächte find, welchen die Wahrung ſowohl der binnenlän— 
diſchen als uferländiſchen Intereſſen Deutſchlands im Norden und Sü— 
den von Europa ſchon vermöge ihrer eigenen Beſitzungen anvertraut 
iſt, und folglich bei einem beſſern Syſteme als das bisher gehandhabte 
auch die Intereſſen des deutſchen Reichs mit weit größerer Einigkeit, 
Einfluß und Macht vertreten und wahren können, ohne daß es nöthig 
ſey, die internationale Exiſtenz beider Staaten für die Intereſſen 
Deutſchlands zu zerſtören, und hieraus eine neue Schöpfung, aus der 
Mitte des Bundesreichs hervorgehend, zu bilden. Können aber für 
die Zukunft Deutſchlands Sicherheit, ſeine Einheit und Würde bei 
einem verbeſſerten Syſteme, ohne Aufhebung des internationalen Re— 
präſentationsrechts dieſer beiden deutſchen Großmächte vollkommen 
bewahrt und erhalten werden, dann bleibt noch die einzige Frage 
übrig: Iſt eine ſolche Aufgebung, wenn auch wünſchenswerth, über— 
haupt möglich? Niemand, welcher über dieſe Verhältniſſe nachgedacht, 
wird über die Beantwortung dieſer Frage in Zweifel ſeyn: Sie 
iſt unmöglich. Entweder die Regierungen von Oeſterreich oder 
Preußen ſammt ihren Stämmen trennen ſich von dem übrigen 
Deutſchland, oder es entſteht das, was ein jeder Freund ſeines 
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Vaterlandes kaum auszufprechen vermag, Anarchie, Eroberung der 
übrigen deutſchen Theile, Einmiſchung fremder Völker in unſere als— 
dann verwirrten und zerrütteten Verhältniſſe, und gänzliche Auflö— 
ſung der Exiſtenz eines gemeinſamen Deutſchlands. Oeſterreich und 
Preußen find deutſch-europäiſche Staaten, welche ſich nicht bewogen 
finden werden, ſich freiwillig aus dem Salon herausführen zu laſſen, 
um wieder in die Kinderſtube einzutreten; ihre Verhältniſſe mit und 
zu allen Staaten der Welt ſind bereits zu eingekörpert, als daß ſie 
ſolche friedlich als Einzelnſtaaten aufgeben werden, und von Zwang 
kann und darf hier nicht die Rede ſeyn. 

Iſt nun die Aufhebung dieſer älteren Verhältniſſe Oeſterreichs 
und Preußens nicht möglich, dann wird es nöthig, einen Ausweg 
aufzufinden, der das Unmögliche durch das Mögliche ausgleicht, 
jenen deutſchen Monarchieen ihre Ehre als ſelbſtſtändige Mitglieder 
der großen Staatenfamilie nicht raubt, während ihre Mutter, das 
große deutſche Vaterland, das deutſche Bundesreich, durch ſie und mit 
ihnen als ſelbſtſtändige Bewahrerin ſeiner eigenen Rechte, Unabhän— 
gigkeit, und Größe bei allen Mächten der Erde auftritt, ſeiner Stimme 
die vollſte Geltung verſchafft, und deren Repräſentanten wiederum 
empfängt. | 

Zu den öffentlichen Rechten in der deutſchen Staatsverfaſſung 
wäre nach dieſen Anſichten, zu beſtimmen: 

1) Daß den Kronen Oeſterreich für ſeine deutſche Staaten, 
Preußen (ebenfalls), und Bayern, auf den Grund des oben angeführ— 
ten Prinzips der Bevölkerung, als Großmächte Deutſchlands das un— 
beſchränkteſte Repräſentationsrecht bei allen fremden nichtdeutſchen 
Mächten und Staaten zuſtehe. | 

2) Daß fo lange bei alfen fremden Mächten, an deren Höfe und 
Metropole das deutſche Bundesreich nicht ſelbſt einen Repräſentanten 
abſchickt, in der Regel ſämmtliche drei Repräſentanten von Oeſterreich, 
Preußen und Bayern als Collectivgeſandte für den deutſchen 
Reichsbund von dem Reichsdirektorium durch den Reichsminiſter 
der auswärtigen Angelegenheiten accreditirt werden, und von dem 
Reichsminiſter ihre Inſtructionen in allen das Reich betreffenden 
Angelegenheiten erhalten ſowie in ihren diplomatiſchen Verhand— 
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lungen mit den Regierungen, bei welchen fie vom Reichswegen accre— 
ditirt ſind, nur collegialiſch auftreten, und aller Schriftenwechſel von 
ihnen zuſammen collegialiſch geführt und unterzeichnet werden müſſe, 
ſowie wiederum alle ihre Berichte, die Reichsangelegenheiten betref— 
fend, unmittelbar an den Reichsminiſter der auswärtigen Ange— 
legenheiten gerichtet ſeyn müſſen. 

3) Indem das Königreich Preußen mit Ausnahme von Poſen 
jetzt einen ungetheilten Theil von Deutſchland bildet, während Oe— 
ſterreich wegen ſeiner nichtdeutſchen Beſitzungen auch ſeine beſonderen 
Privatintereſſen zu berückſichtigen hat, ſo iſt es billig, daß bei allen 
eollegialifchen Beſprechungen und Verhandlungen der drei deutſchen 
Geſandten an fremden Höfen, ſobald ſie ausſchließlich den deutſchen 
Reichsbund repräſentiren, der Nepräfentant Preußens den Vorſitz 
habe, und er auch in dieſem Charakter bei den Verhandlungen mit 
fremden Kabinetten erſcheine. 

3) Hält das Reichsdirektorium für angemeſſen, einen beſonde— 
ren Botſchafter oder Geſandten bei fremden Mächten zu accreditiren, 
dann hören die Funktionen der drei Partikulargeſandten nach einge- 
reichter Notifikation der Rücknahme ihrer frühern Beglaubigung auf, 
und muß einem ſolchen Geſandten das Reichsgeſandtſchaftsarchiv gleich 
nach ſeiner Ankunft zugeſtellt werden. | 

5) An den Höfen, wo die Krone Bayern keinen Gefandten ha— 
ben ſollte, geht die Repräſentation des Reichs nach obigen Grund⸗ 
ſätzen auf die beiden Anderen über. 

Dieſes Syſtem hat gegen das frühere den beſondern Vortheil, 
daß | 

a) die Geſandten jener deutſchen Mächte bei fremden Höfen für alle 
Verhältniſſe des deutſchen Reichs nicht wie früher ein iſolirtes 
Mandat in ſpärlichen Fällen erhalten, ſondern ſtetig und überall 
accreditirt werden und mit allem Einfluſſe für das deutſche 

Reich erſcheinen, den ein collegialiſches Auftreten bedingt. 

b) Erhalten fie ihre direkten Inſtructionen nicht mittelbar wie frü⸗ 
her durch ihre eigenen Regierungen, ſondern unmittelbar vom 
Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten des Reichsbundes 
ſelbſt; ſie ſtehen hinwieder in allen Angelegenheiten des Reichs 
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nur mit ihm in Verbindung, und ſind in dieſer ſpeziellen Eigen— 
ſchaft als deutſche Staatsdiener dem Reiche für ihre Handlun— 
gen verantwortlich. 

Würden dieſe Geſandten in ihrem offiziellen Schriftwechſel und 
allen anderen offiziellen Handlungen, ihre Eigenſchaft als Re— 
präſentanten des deutſchen Reichs beizufügen haben. Der Ti— 
tel würde alsdann lauten bei Geſandten z. B.: „N. N. außer⸗ 
ordentlicher Geſandter und bevollmächtigter Miniſter Seiner 
Majeſtät Kaiſers oder Königs von ꝛc. und des durchlauchtigen 
oder hohen Bundesdirektoriums des deutſchen Reichs.“ Die 
Hinzufügung dieſes Titels iſt keine bloße Formſache, ſondern 
von hoher Wichtigkeit, denn ſoll das Supremat des deutſchen 
Reichsbundes eine Wahrheit ſeyn, ſo muß es ohne alle Wider— 
rede als ein Grundgeſetz der deutſchen Verfaſſung feſtſtehen, daß 
kein Vertrag einer deutſchen Macht mit einem frem⸗ 


den Staate ohne die förmliche Ratifikation des 


— 


Reichsdirektoriums in irgend einem Theile Deutſch— 
lands Gültigkeit haben nnd promulgirt werden 
darf. | | 
Unterhandlungen und Verträge aller anderen Mitglieder des 
deutſchen Reichs mit fremden Staaten können nur durch und 
vermittelſt des Bundesdirektoriums abgeſchloſſen werden, das 
alle Verhandlungen leitet. Dieſe Verträge haben gleich denen 
der andern drei Großmächte, ſobald ſie vom Bundesdirektorium 
die Ratifikation erhalten haben, Geltung für ganz Deutſchland. 
Eine ſolche diplomatiſche Concentration bedingt aber ein allge— 
meines Zollſyſtem, ohne welches überhaupt die deutſche Ein— 
heit ohne Einigkeit, die künftige Marine ohne Einheit, und das 
Bundes-Finanzweſen ohne Syſtem bleiben würden. 


e) Conſulate werden auf die namentlichen Anträge der dazu be— 


fähigten Perſonen von Seiten der reſp. deutſchen Staaten ein- 


ſchließlich der drei Großmächte beim Bundesdirektorium von 
dieſem ernannt, und fungiren für ganz Deutſchland; ihre 
vorgeſetzte Behörde im Auslande, da wo ſie ihre Functionen 
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ausüben, iſt der jedesmalige Vorſitzende der dort accreditirten 
Reichsgeſandten. | 
) Alle diplomatiſchen Perſonen und Agenten jeglichen Ranges, 
ſowie die Generalconſulen für Deutſchland müſſen geborne 
Deutſche und dürfen keine Unterthanen des fremden Staates 
ſeyn, bei dem ſie beglaubigt oder ernannt find; * jedoch mit Aus⸗ 
nahme derjenigen zu dieſer Kategorie gehörenden Perſonen, 
welche bereits vor der Einführung der neuen Verfaſſung Deutfch- 
lands dieſe Aemter bekleidet haben. Zu den Conſulats- und 
Viceconſulatsſtellen müſſen auch fremde Staatsbürger ernannt 
werden können in ſolchen Plätzen, wo die Bekleidung dieſer 
Stellen durch Deutſche entweder unthunlich oder unmöglich ift. 
Die Geſandten der drei Großmächte erhalten, wenn kein befon- 
derer Reichsgeſandter fungirt, vom Reiche beſtimmte Zulagen zu den 
von ihren eigenen Höfen ausgeſetzten Gehalten. Die Generalconſulen 
werden vom Reiche allein beſoldet. In der Regel ſollten General- 
conſulen keine Handelsgeſchäfte treiben dürfen, um ſo mehr, wenn 
fie für ganz Deutſchland fungiren; Ausnahmen müſſen jedoch ſpeziell 
zugelaſſen werden. Die Sporteltaxe der e wäre von einem 
Reichsgeſetze genau zu beſtimmen. | 
Es bedarf kaum der Erwähnung, daß das ganze Triebwerk aller 
auswärtigen Verhältniſſe von und durch das Miniſterium der aus— 
wärtigen Angelegenheiten geleitet und gehandhabt werden muß. 

Die zweifelsohne zu erwartende Einwendung gegen dieſen Plan, 
daß eine kollegialiſch diplomatiſche Repräſentation für den deutſchen 
Reichsbund durch mehrere deutſche Geſandte etwas Ungewöhnliches 
iſt, findet darin ihre Entgegnung, daß 1) ein kollegialiſches Zuſammen⸗ 
wirken für einen Staat bei diplomatiſchen Verhandlungen, wie z. B. 
bei Friedensſchlüſſen und anderen wichtigen Fällen, nichts Ungewöhn- 
liches iſt, und die europäiſche Diplomatie gar viele Beiſpiele hiervon 
aufzuweiſen hat, und 2), daß neuen Verhältniſſen auch neue Formen 


* Das in einem empörenden Style abgefaßte Schreiben des preußiſchen Ge— 
neralconſuls Tutein in Kopenhagen, eines gebornen Dänen, an den Miniſter der 
auswärtigen Angelegenheiten in Berlin bei der Rückſendung feines Dienſtpatentes 
giebt ſchon allein einen hinlänglichen Beweis für die Richtigkeit dieſes Grundſatzes. 
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angepaßt werden müſſen. Deutſchland würde hierin eine Garantie 
erhalten, wie wohl kein anderer Staat ſich in dem Grade erfreuen 
dürfte, daß nämlich ſeine Angelegenheiten im Auslande, durch eine kol— 
legialiſche Repräſentation reiflicher und mit mehr Vorſicht und Nach⸗ 
druck berathen und behandelt werden können, als wenn dieſes durch 
eine einzige diplomatiſche Perſon geſchähe. 


Der Staatsrath. 


Der Staatsrath beſteht aus Mitgliedern von ſämmtlichen deut⸗ 
ſchen Staaten, in einem geſetzlich normirten Zahlverhältniß, nach dem 
Sitze der Bundesregierung abgeordnet. Die Mitglieder beziehen ihren 
Gehalt von den einzelnen Staaten. Der Staatsrath iſt ein berathen⸗ 
der, kein legislativer oder erekutiver Staatskörper und ſteht dem 
Bundesdirektorium zur Seite. Er theilt ſich in Sektionen nach 
der Zahl der Miniſterien, folglich: 

1) Sektion der inneren Angelegenheiten Deutſchlands, 5 

2) Sektion des Kriegsweſens und der Marine, | 

3) Sektion der Finanzen, einſchließlich des Handels und der Ge— 
werbe. 

Jeder der drei Reichsdirektoren (mit Ausnahme des Präſidenten 
und Vicepräſidenten) präſidirt einer der Sektionen des Staatsraths 
in der Gegenwart des Miniſters, zu deſſen Reſſort die Sektion ge⸗ 
hört. In ihrer Abweſenheit hat der Miniſter den Vorſitz. Dem 
Staatsrathe in pleno ſteht der Piepen des Reichsdirektoriums 


— 


* Ich gehe hier von der Anſicht a daß das ganze Deutſchland eine politifche 
Familie bildet, deren Mitglieder naturgemäß ſich zu einem gemeinſamen Intereſſe 
berathen, der Einzelne den Vortheil Aller, und Alle den Vortheil des Einzelnen 
für den ihrigen im Augenmerk haben, und aus deren Kreiſe alle ſogenannten Sepa⸗ 
ratintereſſen ſammt ihrem Troß von Neid, Eiferſucht, Geheimniſſen und Hinter- 
gehungen verbannt ſind; daß es auch nicht geeignet ſey, ſtetige Geſandtſchaf⸗ 
ten der einzelnen deutſchen Staaten beim Bundesdirektorium zu beſchicken, 
ſondern daß die von ſämmtlichen einzelnen Staaten abgeordneten Männer zugleich 
mit Hand ans Werk legen und den Staatsrath des Reichs bilden. 
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vor; jedoch präſidirt der Direktorial-Präſident des Reichsbundes, 
wenn er bei wichtigen Fällen für angemeſſen findet im Staatsrathe 
ſelbſt den Vorſitz zu führen. Jede Sektion des Staatsraths ernennt 
ihren Vicepräſidenten. Dieſer iſt das Organ der einzelnen Regierun— 
gen für alle Reichsangelegenheiten bei den Berathungen des Staats— 
raths. Seine Stelle iſt daher ſehr wichtig. 

Alle Angelegenheiten und Geſetze, ohne Ausnahme, müſſen, bevor 
jte von den Miniſtern vor die Generalſtände oder das Reichsdirekto— 
rium zur Verhandlung vorzulegen ſind, im Staatsrathe erwogen und 
vorbereitet werden. In dieſem wichtigen Collegium iſt es, wo ſämmt⸗ 
liche allgemeine und Partikular⸗Intereſſen der deutſchen Staaten in 
allen vorkommenden Fällen ihre gewiſſenhafte Repräſentation und 
Ausgleichung finden. Die Sitzungen des Reichsſtaatsraths ſind nicht 
öffentlich. 5 | 


Von den Generalitänden oder dem Reichsparlamente. 


Die Generalſtände des deutſchen Reichs beſtehen aus zwei Häu— 
ſern, dem Ober- und Unterhauſe. Die Mitglieder beider Häuſer wer- 
den von der Nation gewählt.“ 


* Es würde mich zu weit führen, in dieſem kurzen Umriſſe alle Gründe anzu- 
geben, die mich nach reiflicher Ueberlegung die Idee eines erblichen Oberhauſes 
verwerfen ließen. Die größten Intelligenzen und die Mehrheit der deutſchen Na- 
tion wollen dieſe Form nicht und ſind ihr abhold. An die Stetigkeit eines ſolchen 
Inſtituts für die kommenden Geſchlechter iſt daher nicht zu denken, und mit ſeinem 
Sturze würde dann noch mehr fallen, was aber bei einem neuen Bau verhütet 
werden muß. Dieß allein iſt ſchon hinreichend, die Idee einer Adelskammer am 
Reichstage zu verwerfen. Belgien verdient hierin unſere Aufmerkſamkeit, und dort 
nimmt wahrlich der Adel an der Repräſentation durch Wahl feinen vollen Antheil. 
Es iſt unweiſe, hierbei immer auf die Inſtitutionen Englands zu verweiſen. Wer die 
Verhältniſſe Englands kennt, weiß, wie der Adel vom Friedensrichteramte (Magiſtrate) 
an bis zu den höchſten volksthümlichen Einrichtungen mit den mittleren Klaſſen 
durch und durch verwebt iſt, und in dieſen ſeinen Schwerpunkt und Halt findet. 
Der Adel in England gehört den Nationaluniverſitäten, der Geiſtlichkeit, dem Rich⸗ 
teramte, der Magiſtratur auf dem Lande, lauter Inſtitutionen, an denen nicht zu 
viel gerüttelt worden war, und ſagen wir es geradezu, durchgehends dem Volke 
an. Es gibt kaum ein Wohlthätigkeitsinſtitut im Lande, oder eine öffentliche Ver— 
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a. Das Unterhaus beiteht aus *** Mitgliedern, gewählt nach 
vom Geſetze feſtgeſetzten Beſtimmungen. Zwei Dritttheile der 
Abgeordneten werden unmittelbar von der Nation gewählt; das 
andere Dritttheil beſchicken die zweiten Ständekammern ſämmt— 
licher einzelner Staaten nach vorgenommener Wahl aus ihrer 
eigenen Mitte, nach einem vom Geſetze beſtimmten Zahlverhält— 
niſſe für jede einzelne Kammer. * | 
Ueber Qualification, Alter, und alle anderen Punkte hin— 
ſichtlich dieſes wichtigen Zweigs der geſetzgebenden Gewalt gehe 
ich hinweg, da dieß zu den Beſtimmungeu der Details gehört. 
b. Das Oberhaus beſteht aus Mitgliedern ebenfalls von der 
Nation gewählt, die wenigſtens von ihren Gewählten eine 
Bürgſchaft hinſichtlich der Erfahrung und eines unabhängigen 
Beſitzthums haben muß; daher ſollte Niemand als Mitglied 
dieſes Hauſes gewählt werden können, welcher nicht das vierzigſte 
Jahr erreicht hat und dem Staate eine direkte Steuer von *** 
Gulden jährlich entrichtet. Eine indirekte Wahl wäre beim Ober— 
hauſe vorzuziehen; doch würde die Einſendung einer Verhält— 
nißzahl von Mitgliedern der erſten Kammern aus den einzelnen 
Staaten, wie bei dem Unterhauſe, aus dem Grunde nicht zu 
empfehlen ſeyn, damit das Oberhaus den vollkommenſten Vor— 
theil der Volksthümlichkeit erhalte, die zur Erhaltung ſeines 


ſammlung zur Förderung des Guten, an welcher der Adel ſich nicht perſönlich be— 
theiligt. Wo findet ſich eine ſolche Verſchmelzung mit der Nation auf dem gan⸗ 
zen Continente? Wo in Deutſchland? Die inneren Verhältniſſe ſind ſich ganz un⸗ 
gleich, daher können auch die Formen nicht dieſelben ſeyn. Die legislative Macht 
des Oberhauſes in England iſt jetzt nur die Spitze von einer großen, breiten 
Grundlage eines Inſtituts, welche in Deutſchland bei einer im Laufe der Zeit anders 
ſich geftalteten ſoeialen Entwickelung des Volkes fehlt. 

* Dieſer Vorſchlag dürfte wahrſcheinlich beim erſten Blicke auf große Einwen— 
dungen ſtoßen; allein bei näherer Unterſuchung wird man die Ueberzeugung ge— 
winnen, von welchen großen Vortheilen die Zumiſchung von erfahrenen Repräſen— 
tanten aus allen deutſchen Kammern, die denn doch auch ſelbſt vom Volke 
gewählt ſind, und aus allen Gauen Deutſchlands kommen, auf jede neue aus 
etwa 4 —500 Abgeordneten beſtehende Verſammlung haben muß. Die Vortheile, 
welche daraus für die Geſetzgebung und den inneren Frieden Deutſchlands erwach⸗ 
ſen würden, ſind unberechenbar. 
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Inſtituts auf die Dauer nothwendig iſt. Ferner iſt die Zahl 
der Mitglieder geringer als im Unterhauſe, und endlich giebt 
es ſchon jetzt und kann noch in der Zukunft Staaten geben, wo 
nur eine Kammer beſteht. | 

Mitglieder des Oberhauſes von Rechtswegen ſind nur die 
unmittelbaren Thronerben ſämmtlicher deutſchen Regentenhäuſer 
nach vollendetem Alter von einundzwanzig Jahren, ſowie die 
vier d. Z. präſidirenden Bürgermeiſter der vier freien Städte 
Deutſchlands während ihrer Amtsdauer. Niemand anders hat 
wegen ſeiner Geburt oder ſeines Amtes ein Recht auf Sitz und 
Stimme im Oberhauſe.“ Die Stimme eines Mitgliedes des 
Oberhauſes zählt nur bei perſönlicher Gegenwart. Sind berech— 
tigte Mitglieder des Oberhauſes Mitglieder des Reichsbundes— 
Direktoriums, ſo ruhet ihre Stimme. 


Es verſteht ſich von ſelbſt, daß das Parlament jährlich zuſam⸗ 
menberufen werden muß. 

Während ſeiner Sitzungen ſollten die legislativen Arbeiten aller 
anderen Kammern der einzelnen Staaten ruhen. Ohne nur auf das 
entfernteſte hier das innere Getriebe der Bewegungen des Parla- 
ments berühren zu wollen, ſey mir vergönnt, darauf aufmerkſam zu 
machen, daß in der Zukunft und zu allen Zeiten unmittelbar nach 
der jedesmaligen erſten Zuſammenkunft, beide Häuſer aus ihrer Mitte 
zwei geheime Ausſchüſſe ernennen ſollten, aus Mitgliedern beider Häu— 
ſer zuſammengeſetzt, die, auf Geheimniß verpflichtet, ſofort über alle 
diplomatiſchen und Wehrverhältniſſe Deutſchlands, ſowohl zu Lande als 
zu Waſſer, vom Miniſterium Aufklärung zu erhalten haben, denen 
alle Dokumente, Schriftwechſel, Inſtructionen u. ſ. w. vorgelegt wer⸗ 
den müſſen, und die in ihrer Diskretion bei den Verhandlungen mit 
den Miniſtern und dem Reichsdirektorium zu beſtimmen haben werden, 


* Hätten die Gründer der belgiſchen Verfaſſung dem Lande vor ſiebzehn Jah: 
ren eine Erb- oder lebenslängliche Adelskammer mit Prälatenſitzen gegeben — und 
doch hat dieſes feine de Ligne feine d'Ahremberg's, feine Croy's und Merode's, ſei— 
nen Cardinal-Erzbiſchof und hohe Prälatur — Belgien, ich wage es zu behaupten, 
würde unfehlbar in den Strudel der jüngſten demokratiſch-republikaniſchen Revolu= 
tion von Frankreich, mit hineingezogen worden ſeyn. 
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was, ohne dem öffentlichen Dienfte zu ſchaden, über dieſe Verhältniſſe 
einſtweilen dem Parlamente mitgetheilt werden kann oder nicht. Die 
Nation hat zur Sicherſtellung ihrer Unabhängigkeit und Sicherheit 
das Recht, dieſe Garantie von den Reichsſtänden auf immer zu for— 
dern, welche nie vernachläſſigt oder von einer Seſſion auf die andere 
verſchoben werden darf. 


Das Reichsgericht. 


Deutſchland beſitzt nicht weniger als ſiebzehn Oberappellations— 
gerichte für das gemeine Recht und Landrechte, ſowie drei Caffations- 
höfe oder Senate für die Länder unter franzöſiſcher Geſetzgebung, 
alſo zwanzig Oberappellations- oder Oberhofgerichte, Obertribu— 
näle und Caſſationshöfe zu Berlin, Caſſel, Celle, Darmſtadt, Dresden, 
Glückſtadt, Jena, Lübeck, Mannheim, München, Oldenburg, Parchim, 
Stuttgart, Wien, Wiesbaden, Wolfenbüttel und Zerbſt. Es mögen, 
ſchon von der Centralgewalt an alle dieſe höchſten Gerichte deutſcher 
Länder die Einladung ergehen, zum Behufe der Bildung des höchſten 
Reichsgerichts einen Collegen aus ihrer Mitte, welchen ſie für den 
Berufenſten zu dieſem hohen Richteramte erkennen, auf 
ihr richterliches Gewiſſen ohne alle äußere Einwirkung 
zu wählen, und haben ſie ſich hierzu der eventuellen Annahme 
dieſer Wahl von Seiten ihres Collegen verſichert, hiervon officiell 
dem Reichsminiſterium des Innern die Wahl anzuzeigen. Die Zahl 
der Oberrichter würde dann einſchließlich der drei Oberrichter für das 
franzöſiſche Recht ſich auf zwanzig belaufen, und nach der von der 
vollziehenden Reichsgewalt geſchehenen Ernennung und Conſtituirung 
dieſes Collegiums darf kühn behauptet werden, daß es wohl in keinem 
Lande der Welt ein höchſtes Gericht geben dürfte, welches an Würde, 
Unabhängigkeit und Rechtskunde das höchſte Gericht Deutſchlands 
überträfe. 

Die Attribute deſſelben find in dem Entwurf des deutſchen Grund⸗ 
geſetzes, von den ſtebzehn Männern des öffentlichen Vertrauens der 
vormaligen Bundes verſammlung als Gutachten übergeben, ausein— 
andergeſetzt. Nur ſcheint mir die Zahl von zwanzig oder einund— 


zwanzig Mitgliedern als ein permanentes, ſtetiges Collegium vor- 
läufig zu groß und zu koſtſpielig. Dieſem zu entgehen, möchte ich 
vorſchlagen, daß ſämmtliche gewählte und ernannte Oberrichter zu 
einer beſtimmten Zeit nach der Ernennung, ſich nach dem Sitze der 
Centralregierung begeben, dort aus ihrer Mitte ihren Präſidenten 
und Vicepräſidenten nebſt ſieben Richtern aus ihren Collegen wählen; 
ferner zwei Reichsgeneralanwälte, ſowie ſie das untergeordnete Per⸗ 
ſonal ernennen und die vorläufige Ordnung des Gerichtshofes zu ent— 
werfen haben. Dieſe neun Richter zuſammen bilden den jedesmaligen 
ſtetigen, höchſten Gerichtshof des deutſchen Reichs. Er hat ſei— 
nen Sitz am Orte des Bundes⸗ Direktoriums und der 
Reichsſtände, und ſteht in allen internationalen und anderen wich⸗ 
tigen Rechtsfällen dem Bundes⸗Direktorium zur Seite. Die übrigen 
Oberrichter begeben ſich wieder nach ihren Gerichtsſitzen zurück, üben 
ihre Funktionen als Oberappellationsrichter in den einzelnen Staaten 
wie früher aus, und treten nur als Mitglieder des ſtetigen höchſten 
Gerichts wieder ein, ſobald fte vom Präſtdenten hierzu die Einladung 
erhalten, ſey es bei wichtigen Angelegenheiten oder überhäuften Ge⸗ 
ſchäften, welche eine vermehrte Anzahl Richter erheiſchen, oder To⸗ 
desfällen, Reſignationen u. ſ. w. Es verſteht ſich, daß bei Streitigkeiten, 
politiſchen oder civilrechtlichen, zwiſchen den einzelnen Staaten unter 
ſich, oder mit ihren Unterthanen, oder zwiſchen Regierungen und 
Fürſten, diejenigen Oberrichter, deren Oberappellationsgerichte zum 
Reſſort jener Staaten gehören, an den Gerichtsverhandlungen keinen 
Theil nehmen. Die ſtetigen Mitglieder des oberſten Reichsgerichts. 
treten auch aus dem Verbande mit ihren bisherigen Oberappella— 
tionsgerichten und beziehen vom Reiche einen ihrer hohen Würde und 
Unabhängigkeitsſtellung angemeſſenen Gehalt. Sie bekleiden ihre 
Stelle auf Lebenszeit und find nur nach einem hierüber zu erlaſſen— 
den Geſetze vom Reichsbunde abſetzbar. 

Oeffentlichkeit muß übrigens in allen Gerichten, von den Func— 
tionen im Polizeizimmer, zu welchen ich auch die des Unterſuchungs— 
richters rechne, bis zu dem höchſten Gerichte Deutſchlands ſtattfinden.“ 


* Unter den Garantieen für die öffentlichen Freiheiten der Deutſchen möchte 
ich auch die Einführung des öffentlichen Inſtituts der Todtenſchau-Geſchwornen in 
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Somit ift diefer Umriß beendigt. In aller feiner Unvollkommen⸗ 
heit, unzertrennlich von jedem menſchlichen Beginnen, bietet er, wie 
mir däucht, den Vortheil dar, daß in der Organiſation einer ſolchen 
Verfaſſung alle beſtehenden Hauptelemente der Inſtitutionen Deutſch⸗ 
lands ohne ſchroffes Entgegenſtehen zuſammengebracht ſind und mit 
der Zeit ein harmoniſches Ganze — bei gutem Willen von allen Sei⸗ 
ten — bilden können. Die Regenten Deutſchlands, von den höchſten 
bis zu den kleinſten, ſowie die freien Städte find in dem Reichs- 
direktorium repräſentirt; die Verwaltungen aller deutſchen Staaten 
finden ihren Haltpunkt in dem aus erfahrnen und weiſen Männern 
beſtehenden Staatsrathe, und die Majeſtät der geſammten Nation in 
allen ihren Abſtufungen hat ihren Ausdruck in beiden Häuſern der 
Reichsſtände und den aus ihrer Mitte hervorgehenden verantwort- 
lichen Miniſtern. 


Gegenwart eines beeidigten Arztes und richterlichen Perſon, bei allen plötzlichen 
und gewaltſamen Todesfällen, ſo wie bei den in perſönlicher Unfreiheit, wie z. B. 
in Gefängniß⸗ und Irrenanſtalten verſtorbenen Perſonen empfehlen. Das bis⸗ 
herige Syſtem genügt der öffentlichen Gerechtigkeit nicht. ö 


Geſchrieben zu Wiesbaden, am 5. September 1848. 
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Anhang. 


(Siehe S. 12.) 


Die Veröffentlichung der folgenden zwei Schreiben hat den Zweck zu zeigen, 
wie darin im April d. J. das vorausgeſagt und die Befürchtung ausgedrückt wurde, 
was hinſichtlich des Waffenſtillſtandes im gegenwärtigen Augenblicke wirklich einge⸗ 
troffen iſt, und eintreffen mußte. Man werfe aber hierbei nicht die Schuld auf 
Preußen allein und die dabei betheiligten Männer. Es iſt das bisher gegoltene 
beklagenswerthe, jammervolle Syſtem der Repräſentation des geſammten Deutſch⸗ 
lands dem Auslande gegenüber, wenn überhaupt daſſelbe je repräſentirt worden war, 
worüber aber auch ganz Deutſchland ſich Vorwürfe zu machen hat. 


Sussex Chambers, Duke Srteet, St. James, 
den 24. April 1848. 


5 Sr. Exe. Herrn Dr. Bunſen, Hochwohlgeboren. 


Hochverehrteſter Herr Geheimrath! 


Seit meiner vor einigen Tagen ſtattgehabten Rückkehr aus Frank⸗ 
furt ſcheinen die für Deutſchland aus den ſchleswig-holſteiniſchen Zer⸗ 
würfniſſen entſtehenden Verwicklungen, welche mich in jener Stadt 
ſchon mit großer Beſorgniß erfüllt hatten, einen fo ſteigend bedrohs 
lichen Charakter anzunehmen, daß dieſer Umſtand mich hoffentlich bei 
Ihnen für dieſe Zeilen entſchuldigen wird. 

Ohne auf die in dieſer Angelegenheit ſeit den letzten vier Wochen 
von deutſcher Seite begangenen Fehler und Unvorſichtigkeiten zurüd- 
kommen zu wollen, ſcheint mir in der gegenwärtigen Criſis die Ver- 
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mittelung Englands à tout prix der wichtigfte Punkt, wenn beide 
Parteien ſelbſt zu keiner befriedigenden Löſung kommen können, wozu 
etwa der Vorſchlag, daß bis zur ausgemachten Sache Schleswig als 
neutraler Boden und von beiden Theilen entweder beſetzt oder ge— 
räumt werde, als Baſis dienen dürfte. 

Auf die ſo bedauernswürdige Vernachläſſigung eines eigenen 
Seeſchutzes ſeit dem europäiſchen Frieden (welche die Nation aber ſo 
inſtinktmäßig fühlte) von Seiten unſerer Uferſtaaten, als Preußen, 
Hannover, Oldenburg, Mecklenburg, den Hanſeſtädten, und Holſtein, 
ſehen wir die Strafe auf dem Fuß nachfolgen. Wir müſſen nun die 
Schmach erleben, daß das kleine Dänemark, deſſen Seemacht gerade 
beim Beginne jenes Friedens gänzlich zerſtört war, jene Zwiſchen⸗ 
periode wohl und weiſe benutzte, und genug freien Spielraum zur 
See hat, um unfere Seeküſten, Mündungen, Handels häfen und Han⸗ 
delsſchiffe vor ſich völlig aßen und ſeinen nne een preis⸗ 
gegeben steht. 

Allein, dieſer dem date Oſt⸗ und Nordſeehardel drohenden 
Calamität iſt eine noch weit größere voranzuſetzen, nämlich die zu 
befürchtende Einmiſchung von Rußland und Frankreich, ein Ereigniß, 
das bei dem beſtehenden Cognatenverhältniß Rußlands, und bei der 
vertragsmäßigen Garantie Frankreichs zu Schleswig nicht ausbleiben 
kann, welches aber gerade in dem gegenwärtigen Augenblick ernſthaftes 
Bedenken für die äußere Sicherheit Deutſchlands erregen muß, wo 
die Verhältniſſe Oeſterreichs zu Italien, die Aufſtellung von Heeren 
zu Partikularzwecken am Oberrhein, in Poſen, und Holſtein, 180,000 
Mann, folglich über die Hälfte des geſammten Bundesheeres abſor— 
biren, und jenen Feinden deutſcher Einigung und Unabhängigkeit 
einen um ſo größern Spielraum für ihre Abſichten gewähren, den 
ſie ſicherlich zur rechten Zeit benutzen werden. 

Aus dieſem Geſichtspunkte allein muß ein Krieg mit Dänemark 
als ein großes Nationalunglück für Deutſchland betrachtet werden, 
wogegen der Beſitz Jütlands durchaus nicht in die Waagſchale gelegt 
werden kann, gienge dieſe Beſitznahme auch leicht von Statten, was 
aber wohl zu bezweifeln iſt, wenn man ſich über den Charakter des 
uns verwandten Bruderſtammes der Jüten nicht täuſcht. 
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Ein anderer für die in der gegenwärtigen ernſthaften Lage der 
Dinge höchſt wichtiger Schritt zur Erhaltung des guten Einverſtänd— 
niſſes und der Harmonie zwiſchen Preußen und dem übrigen Deutfch- 
land, und zur Entfernung aller Reibungen durch etwaige Berückſich— 
tigung und Förderung der Geſammtintereſſen Deutſchlands wider— 
ſtrebenden Separationsintereſſen, erſcheint mir die Nothwendigkeit der 
ſofortigen Ernennung einer Commiffton (etwa von zwei Mitgliedern), 
gewählt vom deutſchen Bunde aus feiner eigenen Mitte, um ſich alg- 
bald ins Hauptquartier nach Holſtein zu begeben und den dortigen 
Verhandlungen alle ihre Unterſtützung und Mitwirkung zu verleihen, 
wodurch die ee a dee von ganz Deutſchland 
gewahrt werden. 

Wem die Geſchichte nicht als ein todter Buchſtabe vorübergeht, 
ſondern ſich als einen warnenden Mahner zeigt, der weiß, zu wel— 
chen Spaltungen, Unheil und Erniedrigungen der preußiſche Separat⸗ 
frieden von Baſel und — — — * unſer unglückliches Geſammtvater⸗ 
land gebracht hatten. Bis zu dieſem Augenblicke beſitzen wir in Deutfch- 
land noch keine Inſtitution, welche uns gegen die Wiederholung einer 
ſolchen aus Iſolirung und Wahrung von Separatintereſſen entſtehen⸗ 
den Calamität, Bürgſchaft giebt. Mir ſcheint demnach jener Schritt 
der einzig richtige und vorläufig genügende, um Deutſchlands Geſammt⸗ 
intereſſen überall gleiche Geltung zu ſichern und den Begriff von Ge— 
ſammtſolidarität bei der jetzigen Criſts mit Dänemark, in die Wirk 
lichkeit übergehen zu laſſen. 

Von der Nothwendigkeit der An weſenheit ſolcher Com— 
miſſarien des deutſchen Bundes am Orte der Kriegsope— 
rationen bin ich ſo durchdrungen, daß ich es für Pflicht halte, 
morgen hierüber meine Anſichten nach Frankfurt mitzutheilen, möchte 
jedoch wo möglich vorher noch Einiges mit Ew. Exc. hierüber, ſowie 
über einige andere Gegenſtände beſprechen. 

Mit der ausgezeichnetſten Hochachtung Ihr ganz ergebenfter " 

gez. A. B. 


ichs 


Ich halte es für geeignet, einige Worte meines Briefes hier auszulaſſen. 
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Auf die an mich gewordene Antwort ſchrieb ich den folgenden 
zweiten Brief. 


Sussex Chambers, 25, April 1848. 
Hochverehrteſter Herr Geheimrath! 


Mein aufrichtigſter Dank ſey Ihnen für die mir gütigſt zuge— 
ſchickte Schrift gewidmet, welche ich mit aller Aufmerkſamkeit durch— 
leſen werde. Der eigentliche Rechtspunkt der Controverſe war von 
den engliſchen Publiciſten bisher ganz verkannt. Ein merkwürdiges 
Geſtändniß hat der däniſche Bundestagsgeſandte für Holſtein und 
Lauenburg abgegeben (in dem Protokolle der 28ſten Bundesverſamm— 
lung), das wohl verdient dem engliſchen Publikum mitgetheilt zu 
werden. 
| Ich bedaure, daß mein Ausdruck über Separatintereſſe eine irrige 

Auslegung verurſachte. Die Schuld liegt inſofern an mir, als ich 
mich zu kurz faßte. Meine Grundidee iſt folgende: Als ein auf- 
richtiger Freund Preußens, und von der Ueberzeugung durchdrungen, 
daß mit der Größe und Stärke Preußens, Deutſchland ſtehen oder 
fallen muß, bin ich eben ſo feſt überzeugt, wie die Geſchichte uns 
lehrt, daß dieſe Größe nur durch die innigſte Harmonie und Eintracht 
zwiſchen Preußen und den übrigen deutſchen Völkern, und Berfchmel- 
zung aller ihrer Intereſſen genährt und befeſtigt werden kann. In 
der gegenwärtigen Criſis mit Dänemark bringen Preußen und das 
nördliche Deutſchland ohne allen Zweifel dem übrigen Deutſchland 
ſehr große Opfer, weil der Nachtheil dieſes Kriegs die mittel- und 
ſüddeutſchen Staaten als Binnenländer nur mittelbar berührt. 

Daß dieſer Umſtand bei etwaigen Verhandlungen mit Dänemark 
ſpäterhin nicht unberückſichtigt bleiben kann, daß Preußen ein Recht 
habe, zu jenen Staaten zu ſagen: „Ihr habt gut dringen, daß keine 
Conceſſionen gemacht werden, allein wir Preußen und die anderen 
Uferſtaaten haben auf unſere Häfen und unſern Seehandel, unſere 
Schiffe und unſere Mündungen Rückſicht zu nehmen,“ wer wird die— 
ſem widerſprechen, oder ſolchen triftigen Argumenten ſich widerſetzen 
können? Hierin aber liegt der Keim, welchen ich unter dem Aus— 


29 


druck Separatintereſſe begreifen würde. Damit nun nicht bei 
den unausbleiblichen Verhandlungen mit Dänemark die Rückſicht auf 
dieſes unter allen Umſtänden für Preußen naturgemäße, und folglich 
billige Separatintereſſe, keine Veranlaſſung zu Recriminationen, Eifer- 
ſucht und Entfremdung abgebe, wie es nun einmal beim Abſchluſſe 
des Baſeler Separatfriedens der Fall war, ein Mißgeſchick, welches 
gerade den Zweck vereiteln würde, welchen alle wohlgeſinnte Männer 
herbeigeführt zu ſehen wünſchen, nämlich Preußens Größe und Stärke, 
und die aufrichtige Hinneigung aller deutſchen Völker zu demſelben, 
ſcheint mir mein Plan der einzig wahre und praktiſche, nämlich, daß 
der Bund ſelbſt jene Commiſſion ernenne (ich möchte hierzu * * 
und „** als die Competenteſten vorſchlagen), welche im Haupt⸗ 
quartier ſelbſt rathend und mitwirkend, bei allen Verhandlungen zu- 
gezogen, und Beſchlüſſe Namens des deutſchen Bundes mitfaſſend; 
Preußen eine Reſponſabilität gegen das übrige 
Deutſchland von den Schultern nehmen. Dieß iſt meine 
Anſicht, als Freund Preußens und unſeres lieben Gefammtvater- 
landes gedacht, und die authentiſche Interpretation meiner früheren 
zu conciſen Worte. | 
Mit innigſter Hochachtung und Liebe Ihr ergebenſter 


gez. 


Gleich darauf ſchien es mir recht, mich zu dem vom deut— 
ſchen Bunde aus ſeiner Mitte nach London abgeſandten Herrn Syn- 
dikus Banks zu begeben, und ihm die Dringlichkeit der Abſendung 
einer Commiſſion des Bundestags nach dem Hauptquartier in Schles- 
wig⸗Holſtein vorzuſtellen, damit die Geſammtintereſſen Deutſchlands 
bei den dortigen Verhandlungen gewahrt werden; allein er bemerkte, 
daß im Hauptquartier keine Unterhandlungen ſtattfänden, und ferner, 
daß unter den obwaltenden Umſtänden ein Anlaß zu Uneinigkeiten 
vermieden werden müßte! Mißgeſtimmt über die Gleichgültigkeit, wo— 
mit in London ein für ganz Deuſchland ſo höchſt wichtiger Gegen— 
ſtand aufgenommen worden war, unterließ ich hierauf zu meinem noch 
bis auf die gegenwärtige Stunde gefühlten großen Bedauern, an 
einen langjährigen Freund nach Frankfurt zu ſchreiben, welcher da- 


30 


mals ein einflußreiches Mitglied der Bundesverfammlung war. Wären 
zu jener Zeit im Anfange des Krieges Commiſſarien von Frankfurt 
aus nach dem Hauptquartiere geſchickt worden, ſo würden Preußen 
und dem übrigen Deutſchland viele Leiden erſpart worden ſeyn, der 
erſte Waffenſtillſtandsvertrag eine ehrenvollere Geltung für Deutſch— 
land erhalten und wir uns ſchon jetzt eines nicht minder ehrenvollen 
Friedens mit Dänemark zu erfreuen gehabt haben. 


— — 


Druck der L. Schellenberg'ſchen Hoſbuchdruckerei in Wiesbaden. 
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